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SiK-NR Sicherheitspolitische Kommission des Nationalrates
DNA Desoxyribonukleinsäure (engl.: deoxyribonucleic acid)
Fedpol Bundesamt für Polizei
GUMEK Eidgenössische Kommission für genetische Untersuchungen beim

Menschen

CPS-CN Commission de la politique de sécurité du Conseil national
ADN Acide désoxyribonucléique
Fedpol Office fédéral de la police
CFAGH Commission fédérale pour l'analyse génétique humaine
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Der Vorentwurf zur Änderung des DNA-Profil-Gesetzes erzeugte in der
Vernehmlassung ein überwiegend positives Echo. 43 von insgesamt 51
Stellungnehmenden äusserten ihre grundsätzliche Zustimmung zur Vorlage. Die acht
ablehnenden Stellungnahmen stammten vom Kanton Genf, der Grünen Partei, den
juristischen Organisationen Association des juristes progressistes, Demokratische
Juristinnen und Juristen der Schweiz und dem Anwaltsverband, den Vereinen
biorespect und grundrechte.ch sowie der Universität Freiburg. Sie äusserten vor allem
grund- und datenschutzrechtliche Bedenken zur neuen Ermittlungsmethode der
Phänotypisierung und verwiesen im Zusammenhang mit der Auswertung der
biogeografischen Herkunft auf das Risiko von Racial Profiling, d.h. die Gefahr, dass
Personen mit bestimmten äusserlichen Merkmalen pauschal verdächtigt würden.
Demgegenüber beurteilten 17 Kantone, die stellungnehmenden Organisationen aus
Strafverfolgung, Polizei und Rechtsmedizin sowie die GUMEK die vorgeschlagene
Regelung als zu wenig flexibel. Mit der abschliessend formulierten Liste von Merkmalen,
die bei einer Phänotypisierung ausgewertet werden dürfen (Augen-, Haar- und
Hautfarbe, biogeografische Herkunft und Alter) könne dem zu erwartenden Fortschritt
in der Forschung nicht Rechnung getragen werden, bedauerten sie. Diese Kritik
veranlasste den Bundesrat zur einzigen grösseren Änderung gegenüber dem
Vorentwurf. In der Anfang Dezember 2020 präsentierten Botschaft sah er an dieser
Stelle zusätzlich zu den fünf genannten Merkmalen eine Delegationsnorm vor, die es
ihm erlauben soll, dem wissenschaftlich-technischen Fortschritt entsprechend weitere
äusserlich sichtbare Merkmale für die Phänotypisierung zuzulassen. Den Bedenken
bezüglich Racial Profiling begegnete die Regierung in der Botschaft mit dem Argument,
die Analyse im Rahmen einer Phänotypisierung erfolge ergebnisoffen; eine
«Vorselektion der Ermittlungsbehörden zuungunsten einer bestimmten Population» sei
daher ausgeschlossen. Fedpol-Direktorin Nicoletta della Valle ergänzte in der NZZ, die
Phänotypisierung könne einer Diskriminierung sogar entgegenwirken, weil Zeuginnen
und Zeugen eine Person oft als «zu gross und zu dunkel» beschrieben. Die übrigen
Anpassungen betreffend die Löschregelung für DNA-Profile und die
Verwandtenrecherche übernahm der Bundesrat aufgrund der positiven Rückmeldungen
aus der Vernehmlassung weitestgehend unverändert in den Entwurf. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.2020
KARIN FRICK

Innere Sicherheit

Im Juni 2023 sprach sich die SiK-NR für die Einführung eines zentralen
Waffenregisters aus. Sie gab mit 13 zu 11 Stimmen einer entsprechenden
parlamentarischen Initiative Schlatter (gp, ZH) Folge. Die Initiantin nahm in ihrer
Begründung auf eine Warnung von Fedpol-Direktorin Nicoletta della Valle Bezug,
wonach die Gewaltbereitschaft in der Gesellschaft seit der Corona-Pandemie zunehme
und sich unter den gewaltbereiten Personen auch Bewaffnete befänden – wie viele,
lasse sich aufgrund eines fehlenden zentralen Registers jedoch nicht beziffern, folgerte
Schlatter. Die Kommissionsmehrheit hoffte, dass mit der Registrierung und
statistischen Erhebung aller Feuerwaffen ein präventiver Beitrag zur Sicherheit in der
Schweiz geleistet werden könne, wie sie per Medienmitteilung bekannt gab. Die bessere
Informationsgrundlage soll sowohl die kantonsübergreifende Kriminalitätsbekämpfung
erleichtern als auch die Sicherheit von Polizistinnen und Polizisten stärken, die
ihrerseits schon länger ein solches Register forderten. Die Minderheit sah indes keinen
Bedarf für eine zentrale Waffendatenbank, da sich das bisherige System mit kantonalen
Registern bewährt habe und die Polizeihoheit den Kantonen obliege. Als Nächstes wird
sich die ständerätliche Kommission zum Anliegen äussern. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 19.06.2023
KARIN FRICK

1) BBl, 2021, S. 44 ff.; Ergebnisbericht Vernehmlassung zur Änderung des DNA-Profil-Gesetzes; NZZ, 5.12.20
2) Medienmitteilung SiK-NR vom 20.6.23; Pa.Iv. 22.440
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